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Protokoll der Sitzung des Beirates

Östliche Vorstadt am 10.7.2007

Anwesend waren

vom Beirat

Peter Rüdel

Sandra Reith

Rainer Stadtwald

Annette Wagener

Harald Deerberg

Angelika Wunsch

Steffen Eilers

Reinhard Werner

Jochen Killing

Alexia Sieling

Birgit Menz

Peter Kadach

Daniel de Olano

Entschuldigt fehlten Sabine Wohlers und Songül Yildirim, es fehlte Michael Jonitz.

vom Ortsamt

Robert Bücking




- Vorsitz

Andrea Freudenberg




- Protokoll

Beginn: 19.00 Uhr

Ende:    21.30 Uhr

Tagesordnung

1. Fragen, Wünsche und Anregungen aus der Bevölkerung 

2. Aktuelles

- Pauliner Marsch – Geld      -  Stellungnahme zu einem Beschluss der Sportdeputation

3. Straßenbenennung Georg-Bitter-Quartier

4. Beschluss zum  Ausbau Schwachhauser Heerstraße zwischen Graf-Moltke-Straße und 

    Bismarckstraße 

5. Stadtteil- und Betriebsfest auf dem Gelände des Klinikums Mitte am 28.9.2007 

6. Entwicklung Beiratsrechte  

6.a Beiratsmittel

7. Mitteilungen des Beiratssprechers

8. Mitteilungen des Ortsamtes

9. Verschiedenes

TOP 1

Auf die Frage eines Vertreters des Kleingartenvereins Weserlust, teilt Herr Bücking mit, dass die Vision Parade in diesem Jahr aus finanziellen Gründen nicht stattfinden werde. 

Spielplatz Gleimstraße / Friesenstraße

Der Spielplatz wurde im Zuge der Zusammenlegung der KiTas Humboldtstraße und Gleimstraße umgestaltet.

Anwohner aus der Gleimstraße beklagen nun die fehlende Beteiligung der Nutzer, insbesondere die Beteiligung der Kinder, die auf dem Platz spielen. Abgesehen von Fehlplanungen wird vor allem die mangelnde Sicherheit auf dem Spielplatz von den Anwohnern kritisiert. Es wird in Frage gestellt, ob der Gemeindeunfallverband der Neugestaltung zugestimmt habe.

Der Elternsprecher der KiTa Humboldtstraße kritisiert, dass die Planung nicht so umgesetzt worden sei, wie ursprünglich in der Arbeitsgruppe vereinbart.

Auch Frau Al Hussaini bemängelt die fehlende Beteiligung des Spielhauses Friesenstraße, als Mitnutzer des Spielgeländes.

Zum Sachstand teilt Frau Freudenberg mit, dass das Ortsamt und der Beirat bei der Gestaltung des Spielbereiches nicht beteiligt worden seien. Erst bei einem Ortstermin im letzten Monat sei seitens von Stadtgrün mitgeteilt worden, dass die Umbauplanung mit den Gremien der KiTa abgestimmt seien.

Im Beirat ist man sich schnell einig und legt fest, sich mit allen Beteiligten auf dem Spielplatz zu treffen. In dem Treffen wären dann auch die Sicherheitsfragen mit abzuklären und das weitere Vorgehen zu diskutieren.

Ein kurzfristiger Termin wird durch das Ortsamt organisiert.

Verdener Straße – Kanalbauarbeiten

Anwohner aus der Verdener Straße erwarten nach der Kanalerneuerung in ihrer Straße, dass anschließend auch wieder ein Radweg angelegt werde.

Herr Bücking berichtet von seinen bereits geführten Gesprächen mit dem Amt für Straßen und Verkehr. Da es sich hier um ein Tempo 30 Gebiet handle, gehen die Behörden gemäß rechtl. Bestimmungen davon aus, dass der Radfahrer im Straßenverkehr integriert und kein Radweg angelegt werde.

Deshalb schlägt er folgenden Kompromiss vor:

Der Seitenstreifen (s. Beispiel Friedrich-Karl-Straße) könne durch die Radfahrer weiterhin genutzt werden, aber ohne  Ausweisung als Radweg! 

Dieser Vorschlag muss jetzt in der AG Radverkehr ( zusammengesetzt u.a. aus Bauressort und ADFC ) noch abgestimmt werden.

TOP 2

Der von Herrn Bücking erstellte Beschlussvorschlag wird vom Beirat einstimmig akzeptiert.

.

Der Beirat Östliche Vorstadt lädt die sportpolitischen Sprecher der Parteien  zu einem Gespräch über den Umgang mit den Ergebnissen der Bürgerbeteiligung zum Weser-Stadion und den erzielten Kompromissen ein.

Dem Ortsamt liegt ein Schreiben des Sportamtes vor, in dem die Vereine aus der Pauliner Marsch, deren Anträge an die Sportdeputation abgelehnt wurden, aufgefordert werden, sich an den Beirat zu wenden. Der Beirat habe angeblich 500.000,-- €, da sei also Geld und ein Antrag wohlmöglich aussichtsreich usw…

Der Beirat will in dem Gespräch einige wichtige Punkte klarstellen.

1. Die Kommunalpolitik und die Sportvereine der Pauliner Marsch haben die Kompromisse, die schließlich den Ausbau des Weser-Stadions ermöglichen, ganz wesentlich deshalb geschlossen, weil der Ausbau des Stadions ein gesamtstädtisches Anliegen war. Auch die sportpolitischen und baupolitischen Sprechrinnen und Sprecher alle Bürgerschaftsparteien haben sich sehr deutlich in diesem Sinn geäußert.

2. Die Beteiligten vor Ort sind bei dieser Kompromisssuche über ihren Schatten gesprungen und haben nach einer gewissen Krise des Beteiligungsverfahrens sich für eine konstruktive Zusammenarbeit entschieden.

3. Der Beirat und die Sportvereine haben mit Werder Bremen einen Vertrag geschlossen, in dem es um die Stärkung des gemeinsamen Leitbildes für die Pauliner Marsch geht. Dieses Leitbild ist das Ergebnis eines sehr schwierigen und auch teuren Moderationsverfahrens zwischen den verschiedenen Interessengruppen der Pauliner Marsch und den Bürgerinnen und Bürgern aus dem Peterswerder gewesen. Es kam auf Initiative des Bausenators zustande. 

4. Die Mittel, die Werder Bremen im Rahmen dieser Verhandlungen zur Verfügung gestellt hat, sollen gemäß dieser Vereinbarung u.a. in die Kooperation der Sportvereine mit den Schulen, in die bauliche Optimierung des Hallenbades, sowie in die Grünausstattung der Pauliner Marsch investiert werden.

5. Es war der feste Vorsatz der Beteiligten, den „Kompromiss vor Ort“, also zwischen dem Stadtteil und Werder, nicht auf Kosten Dritter zu schließen. Es ging also darum, nicht die Staatskasse zu belasten, sondern privates Geld für öffentliche Interessen zu mobilisieren.

6. Über die Verwendung der Mittel im Einzelnen entscheiden der Beirat und das Leitbildgremium. 

7. Selbstverständlich ist sowohl das Leitbild als auch der neue Vertrag der Deputation bekannt.

Es ist durch die Briefe des Sportamtes der fatale Eindruck entstanden, in der Sportdeputation habe sich die Auffassung gebildet, als sollten die Sportvereine erst einmal das „Werder Geld“ verbrauchen, ehe ihre Anträge auf Wettmittel in der Deputation wieder eine Chance hätten. Dies liefe im Ergebnis darauf hinaus, die Beteiligten für ihre Kompromissbereitschaft und den Erfolg bei den Verhandlungen zu bestrafen. 

Der Beirat bittet daher die Sportdeputierten und das Sportamt um ein klärendes Gespräch.

TOP 3

Für das Georg-Bitter-Quartier sind für die Ringstraße sowie den Platz an der Straße Bei den drei Pfählen Straßennamen neu zu vergeben. Das ehemalige TÜV-Gelände werde zur Zeit bereits durch die Arge-Hastedt vermarktet.

Das Frauenmuseum hat auf Wunsch des Beirates eine Liste von Namen der in Frage kommenden Frauen erstellt. Drei Bremerinnen kommen in die engere Auswahl, sowie der Vorschlag Nußbaumer Straße (ehemaligen Gründer des Botanischen Gartens am Osterdeich ).

Die Fraktionen Grüne und SPD  sprechen sich für die in Hastedt geborene Widerstandskämpferin Hermine Berthold sowie für die Frauenrechtlerin Luise Koch aus.

CDU und FDP favorisieren die Frauen Luise Koch und die Malerin Amalie Murtfeldt.

Die Linke. spricht für Hermine Berthold sowie den Namen Nußbaumer für den Platznamen aus.

Abstimmung:

Hermine Berthold

8 ja-Stimmen

Luise Koch


8 ja-Stimmen

Amalie Murtfeldt

4 ja-Stimmen

Nußbaumer


2 ja-Stimmen

Somit hat der Beirat für die Benennungen folgende Entscheidung getroffen:

Hermine-Berthold-Straße

Legende:H.Berthold (1896-1990)Dienstmädchen und Jutearbeiterin, Sozialistin, Widerstansdskämpferin und SPD-Bürgerschaftsabgeordnete 1930-1933 und 1946-1959  

Luise-Koch-Platz 

Legende: L. Koch (1860-1934) Gründerin und Vorsitzende des Bremer Vereins für Frauenstimmrecht (1904) – Mitglied der Bremer Nationalversammlung

TOP 4

Der von Herrn Mackeben vorgelegte Beschlussantrag wird bei einer Gegenstimme beschlossen:

„Der Beirat Östliche Vorstadt ist der Auffassung, dass eine Reduzierung des verbleibenden Streifens auf 4,75 m (z.B. durch die Errichtung von Baumnasen) im Gegensatz zu dem bloßen Verzicht auf den Mittelstreifen die bei einer einstreifigen Verkehrsführung einzig konsequente Entscheidung darstellt und eine nur unwesentliche Änderung des Planfeststellungsbeschlusses enthält.

In diesem Zusammenhang bekräftigt der Beirat Östliche Vorstadt seine Beschlüsse aus der letzten Legislaturperiode erneut.

Der Beirat Östliche Vorstadt bittet den Senator für Bau, Umwelt und Verkehr um Prüfung und planerische Vorschläge.“

TOP 5

Frau Fehr vom Personalrat Klinikum Mitte gibt einen Sachstand zur Situation Neubau Klinikum Mitte. Der Senat habe in seiner heutigen Sitzung eine Standortsicherung abgegeben. Der Neubau und damit die Umsetzung des Masterplanes sei für die Zukunft der Klinik dringend erforderlich.

Der vorliegende Antrag wird vom Beirat einstimmig beschlossen:

Gemeinsames Sommerfest von Stadtteil und Krankenhausbelegschaft am 28.9.2007

1. Der Betriebsrat, die Geschäftsleitung des Klinikums Mitte und der Beirat Östliche Vorstadt haben vereinbart am Freitag, den 28.9.2007, ein gemeinsames Fest auf dem Krankenhausgelände zu veranstalten. 

2. Gemeinsam machen wir uns Sorgen um die Zukunft der Klinik und die Arbeitsplätze der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. In den nächsten zwei, drei Monaten fallen hier wichtige Entscheidungen. Wird der Masterplan öffentlich oder privat finanziert? Wann wird mit dem Umbau begonnen? Wie wird in Zukunft die Holding organisiert und geführt? Wer wird Nachfolger von Herrn Bremermann? 

3. Alle wissen; die Zeit läuft der Klinik davon, wenn diese Entscheidungen nicht schnell und klug getroffen werden. Deshalb ist das gemeinsame Fest vor allem eine Solidaritätsveranstaltung des Stadtteils mit seinem wichtigsten und größten Unternehmen und den über 3000 Kolleginnen und Kollegen, die dort arbeiten.

4. Das gemeinsame Sommerfest soll aber auch darüber informieren, welche großen Chancen für die zukünftige Entwicklung für den Stadtteil und die Klinik bestehen. Wir wollen über den Masterplan informieren und über die Entwicklungspotentiale der freiwerdenden Grundstücke.

5. Der Beirat bittet den Projektausschuss Klinikum Mitte und den Arbeitskreis Klinikum Mitte zusammen mit den Klinikvertreterinnen und -vertretern ein Programm für diesen Tag auszuarbeiten. 

6. Der Beirat reserviert  aus seinen Globalmitteln bis zu 2000,-€ für die Durchführung der Veranstaltung.

TOP 6

Der von Herrn Mackeben erstellte Antragstext wird vom Beirat einstimmig beschlossen. Der Entwurf zur Beiratsanfrage wird den anderen Beiräten mit der Bitte um Stellungnahme übermittelt:

Beiratsanfrage

Der Beirat Östliche Vorstadt schlägt eine Ergänzung des Ortsgesetzes über Beiräte und Ortsämter mit dem Ziel vor, eine dem Recht der Anfrage an den Senat nach Art. 100 Landesverfassung vergleichbare Regelung für die Beiräte in das Gesetz - z.B. als § 6a - aufzunehmen.

Zweck ist es, den Beiräten und ihren Ausschüssen im Rahmen ihrer Aufgaben die Möglichkeit zu geben, unmittelbar Stellungnahmen von den Behörden und sonstigen Stellen der Stadtgemeinde Bremen einzufordern. Die folgende Regelung ist dabei an Art. 100 Landesverfassung sowie § 29 der Geschäftsordnung der Bürgerschaft orientiert, und richtet sich, angepasst an die Beiratsrechte und den örtlichen kommunalen Beiratsstatus, nicht an den Senat, sondern an Behörden und sonstige Stellen entsprechend § 6 des Beiratsgesetzes. Bei Nichtbeachtung ist eine Befassung des Ausschusses für Bürgerbeteiligung und Beiratsangelegenheiten der Stadtbürgerschaft - eingesetzt gemäß Beschluss vom 4. Juli 2007, Drs. 17/3 S vom 2. Juli 2007 - vorgesehen, der den Beirat über seine Entscheidung sowie den Fortgang der Angelegenheit informiert.

Ortsgesetz über Beiräte und Ortsämter

Beiratsanfrage (§ 6a)

(1) Die Beiräte haben das Recht, an Behörden und sonstige Stellen Anfragen in öffentlichen Angelegenheiten, die im Beiratsbereich von öffentlichem Interesse sind, zu richten.

(2) Die Anfrage soll in der Regel schriftlich innerhalb von drei Wochen oder durch einen Vertreter der Behörde oder sonstigen Stelle in der auf die Anfrage folgenden Sitzung des Beirats beantwortet werden. 

(3) Der Beirat kann sein Recht nach Abs. 1 auf seine Ausschüsse übertragen. In diesem Fall gilt Abs. 2 für die Ausschüsse entsprechend.

TOP 6 a

Festlegung von Beiratsmitteln:

2.a)  Friedensgemeinde-Wochenendtreff


€ 2000,00

35.   Preis für Kinder-und Jugendarbeit


€ 3000,00 werden über Stiftung 









    BH Weserterrassen bewilligt

36.   Schule Schmidtstr.-Mittagstisch


€  1500,00

38.   Mädchenhaus – Mädchensportnacht


€    150,00

39.   Kulturz.Lagerhaus – FLUT



€  2000,00

40.   Sommerfest Gelände Klinikum Mitte


€  2000,00 (Reservierung)

TOP 7

Herr Rüdel berichtet aus der letzten Sitzung des Gesamtbeirates, der nun aufgelöst sei. Stattdessen werde ein ständiger Ausschuss für Bürgerbeteiligung und Beiratsangelegenheiten durch die Stadtbürgerschaft gebildet.

TOP 8

Der Projektausschuss Klinikum wird am 18.7.2007 um 17.00 Uhr tagen.

TOP 9

Entfällt

Vorsitz




Sprecher

      Protokoll

gez. Bücking                                      gez. Rüdel                       gez. Freudenberg

Bücking



Rüdel


      Freudenberg

